Gemeinde St. Peter = Bebauungsplan "Gerbe" Hinweise und Empfehlungen

Fertigung: .....

HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN Blatt:

zum Bebauungsplan "Gerbe" und den
zugehorigen Ortlichen Bauvorschriften

der Gemeinde St. Peter (Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald)

1 Fernmeldeanlagen

Fur den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Ko-
ordinierung mit dem Straf3enbau und den BaumalRnahmen der anderen Lei-
tungstrager ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschlie3ungs-
maflinahmen im Bebauungsplangebiet der Telekom, Postfach 10 03 64,
79122 Freiburg, so frih wie moglich, mindestens 3 Monate vor Baubeginn,

schriftlich angezeigt werden.

Das Baugebiet ist bereits weitgehend bebaut. Die Leitungen sind unterirdisch

verlegt. Deshalb ist aus stadtebaulichen Grinden auch weiterhin eine

unter-

irdische Verlegung vorgesehen. Zur Kostenreduzierung erfolgt die Leitungs-
verlegung koordiniert mit den Malinahmen anderer Erschlie3ungstrager.

2 Kabeltrassen - Stromversorgung
Die Stromversorgung der neuen Gebaude erfolgt Uber ein Kabelnetz.

Fur die Unterbringung der Kabel sollte DIN 1998 zugrunde gelegt werden.
Bei Anpflanzungen von Baumen wird demnach ein seitlicher Mindestabstand
von 2,5 m zum Erdkabel erforderlich. Ist dieser Abstand nicht realisierbar,

werden zum Kabel hin geschlossene Pflanzringe oder Trennwande bis
Tiefe bendtigt.

inlm

Fur den rechtzeitigen Ausbau der Versorgungsnetze und zur Koordinierung
der Versorgungstrager ist der Beginn und der Ablauf der ErschlieSungsmal3-
nahmen dem EVU (badenova AG & Co0.KG, Freiburg) rechtzeitig mitzuteilen.

3 Grundwasserschutz

Aus Grunden des allgemeinen Grundwasserschutzes ist das Bauen im

Grundwasser grundsatzlich abzulehnen.

4 Abfallbeseitigung

Fur Gelandeaufflllungen darf nur unbelasteter Mutterboden oder unbelaste-
ter Erdaushub verwendet werden, der nicht durch wassergefahrdende Stoffe,
Bauschutt, Stral3enaufbruch, Gebaudeabbruchmaterial oder andere Abfélle

und Fremdstoffe verunreinigt sein darf.
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Im Baugebiet anfallender Bauschutt und sonstige Abfélle sind ordnungsge-
malfd zu verwerten bzw. zu entsorgen. Bauschutt und andere Abfalle durfen
nicht als An- und Auffullungsmaterial von Gelandemulden, Baugruben, Ar-
beitsgraben etc. verwendet werden.

Durch Chemikalien verunreinigter Bauschutt (z.B. aus dem Innenausbau, 6l-
verunreinigtes Material, leere Farbkanister) ist in abfallwirtschaftlich zulassi-
ger Weise zu beseitigen. Chemikalienreste (z.B. Farben, Lacke, Losungs-
mittel, Kleber etc.) sind als Sonderabfall gegen Nachweis in zugelassenen
Abfallbeseitigungsanlagen zu beseitigen.

Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen

Die Errichtung ortsfester Anlagen zum Lagern oder Ansammeln wasserge-
fahrdender Flussigkeiten bedarf einer Baugenehmigung nach 8§ 49 LBO, so-
fern das Fassungsvermogen des Behélters 10 Kubikmeter tbersteigt. Anla-
gen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen sind nach § 19 g WHG
i.V.m. der Anlagenverordnung wassergefahrdender Stoffe — VAwWS zu errich-
ten und zu betreiben Das Landratsamt — Umweltschutzamt ist im Rahmen
des Baugenehmigungsverfahrens und gegebenenfalls im Rahmen eines im-
missionsschutzrechtlichen Verfahrens anzuhéren.

5 Bodenschutz

Nach 8 4 Abs. 2 Bodenschutzgesetz (BodSchG) ist bei der Planung und Aus-
fuhrung von Baumalinahmen auf einen sparsamen und schonenden Um-
gang mit dem Boden zu achten.

Auflagen:

- Vor Beginn der eigentlichen Bautatigkeit ist das anfallende Bodenmaterial
getrennt nach humosem Oberboden und kultivierfahigen Unterboden aus-
zubauen und — soweit eine Wiederverwendung im Rahmen der Baumalf3-
nahmen maglich ist — auf dem Baugeldnde zwischenzulagern und wieder
einzubauen.

- Die Zwischenlagerung von humosem Oberboden hat in max. 2,0 m hohen,
jene von kultivierfahigem Unterboden in max. 5,0 m hohen Mieten zu er-
folgen, welche durch Profilierung und Glattung vor Vernassung zu schuit-
zen sind.

Bei Lagerungszeiten von mehr als 3 Monaten sind die Mieten mit geeig-
neten Pflanzenarten (z.B. Senf, Graser) zu begrinen. Oberbodenmieten
durfen nicht, Mieten aus kultivierfahigem Unterboden nur mit leichten Ket-
tenfahrzeugen befahren werden.

- Bei Gelandeauffillungen innerhalb des Bebauungsgebietes, z.B. zum
Zweck des Erdmassenausgleichs oder Gelandemodellierung darf der hu-
mose Oberboden ("Mutterboden") des Urgelandes nicht Gberschittet wer-
den.

Fur Gelandeauffullungen ist ausschlie3lich unbelasteter Unterboden (Aus-
hubmaterial) zu verwenden.
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- Damit ein ausreichender Wurzelraum fur geplante Begriinungen und eine
flachige Versickerung von Oberflachenwéasser gewahrleistet ist, sind durch
Befahrung mit Baufahrzeugen hervorgerufene Bodenverdichtungen bei
abgetrocknetem Bodenzustand durch tiefes Aufreif3en aufzulockern.

- Bei der Anlage von Bdschungen ist zur Erosionsminimierung eine ord-
nungsgemalie Rekultivierung durch Abdeckung mit humosen Oberboden
und anschliel3ender Begrinung vorzunehmen.

- Zufahrten, Stellplatze und Garagenvorplatze sind mit wasserdurchlassigen
Belagen (z.B. Rasengittersteinen, wassergebundene Decke) zu befesti-
gen.

- Erfolgte bzw. vorgefundene Bodenbelastungen sind dem Landratsamt,
Amt fir Wasserwirtschaft und Bodenschutz, zu melden.

6 Altlasten — Altablagerungen

Auf der Grundlage der im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald durchge-
fuhrter "Historischen Erhebung” altlastverdachtiger Flachen wurde im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes folgende Verdachtsflache festgestelit:

Altstandort as / Heiz6l-/Diesellagerung Waldvogel / St. Peter Flur. Nr.
20/10 Flachen- Nr.: 07222-000

Der Altstandort wurde mit “B” (belassen zur Wiedervorlage) bewertet. Dies
bedeutet im Allgemeinen, dass bei baulichen MaRnahmen im Untergrund die
Klarung der Altlastenfrage angezeigt ist. Die Einstufung in "Belassen zur
Wiedervorlage" ist demnach nicht gleichbedeutend mit der Feststellung der
Schadstofffreiheit. Auf der Flache konnen dennoch Altlasten, z.B. Bodenver-
unreinigungen, vorhanden sein. Sollte der o. g. Altstandort tangiert werden,
muss mit Untergrundverunreinigungen gerechnet werden. Um eine Verzoge-
rung im Bauablauf jedoch zu verhindern, wird empfohlen die anstehenden
Aushubarbeiten fachgutachtlich zu begleiten. Die Ergebnisse sind in Be-
richtsform dem Landratsamt vorzulegen.

Werden bei den Erdarbeiten ungewdhnliche Farbungen und/oder Geruchs-
emissionen (z.B. Mineraldle) wahrgenommen, so ist umgehend die zustandi-
ge Untere Wasserbehorde oder das Landratsamt Breisgau-Hochschwarz-
wald, Amt fur Wasserwirtschaft und Bodenschutz, zu unterrichten. Die Aus-
hubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen.

7 Sicherung von Bodenfunden
Das Regierungsprasidium Freiburg, Ref. 26, Denkmalpflege teilt mit:

Das Planungsgebiet liegt im Bereich der mittelalterlichen Klostersiedlung St.
Peter (archaolog. Kulturdenkmal). Im Vorfeld der MalRnahmen, die Boden-
eingriffe mit sich bringen, sind auf Kosten des Vorhabenstragers Sondagen
anzulegen. Ggf. sind in Teilbereichen vor Baubeginn Grabungen durchzufih-
ren, an deren Kosten der Vorhabenstrager anteilig zu beteiligen ist. Das Ref.
26 — Denkmalpflege ist an den einzelnen Bauvorhaben im Genehmigungs-
bzw. Kenntnisgabeverfahren zu beteiligen.
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Gemall § 20 des Denkmalschutzgesetzes sind auch im weiteren Baufort-
schritt auftretende Funde oder Befunde (Scherben, Knochen, Mauerreste,
Metallgegenstande, Graber, auffallige Bodenverfarbungen u.a.) umgehend
zu melden und bis zur sachgerechten Dokumentation und Ausgrabung im
Boden zu belassen. Mit Unterbrechungen der Bauarbeiten ist ggf. zu rechnen
und Zeit zur Fundbergung einzuraumen.

8 Pflichten des Eigentimers - § 126 BauGB

Der Eigentumer hat das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen fur
Beleuchtungskorper der Stral3enbeleuchtung, einschliel3lich der Beleuch-
tungskorper und des Zubehors, Kennzeichen und Hinweisschilder fur Er-
schlieBungsanlagen sowie Stitzbeton (Ruckenstitze) fur Randsteine, Ein-
fassungen u.&. gemani § 126 BauGB auf seinem Grundsttick zu dulden.

9 Nachbarrecht

Die Regelungen des Nachbarrechtsgesetzes (NRG) sind insbesondere im
Hinblick auf Bepflanzung und Einfriedung von Grundsticken zu beachten.

10 Baugrund ¢ Geotechnik

Nach Geologischer Karte bilden im Plangebiet periglaziale Schuttdecken aus
Lehm, Steinen und Sand sowie junge Talftllungen (Uberwiegend Schluff und
Sand, z.T. Uberlagert von bindigem Auelehm) mit jeweils im Detail nicht be-
kannter Méachtigkeit den oberflachennahe Baugrund. Im tieferen Untergrund
steht Grundgebirge (Paragneise und massige Anatexite) an. Mit lokalen Auf-
fullungen der vorangegangenen Nutzung muss im Plangebiet gerechnet
werden.

Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.

Fur Neubauten werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemald
DIN 4020 bzw. DIN EN 1997-2 durch ein privates Ingenieurbiro empfohlen.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planung und
konkreten BaumalRnahmen (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Boden-
kennwerten, zur Wahl des Grindungshorizonts, u.dgl.) wird geotechnische
Beratung durch ein privates Ingenieurbtro empfohlen.

11 Nutzung erneuerbarer Energien

Im Rahmen der konkreten Gebaudeplanungen sollte soweit wie moglich die
Nutzung erneuerbarer Energien vorgesehen werden.

Auf die Moglichkeiten zur Energieeinsparung durch die Errichtung von Nied-
rigenergiehdusern/Passivhausern wird hingewiesen.
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12

13

Entwasserung
Die Entwasserung des Baugebiets erfolgt im Trennsystem.

Im Entwasserungsgesuch sind die Aul3engestaltung fiir das Grundstick dar-
zustellen und die verwendeten Bodenbelage anzugeben.

Nutzung von Regenwasser aus Zisternen

Es wird empfohlen, das anfallende Niederschlagswasser von Dachflachen
auf den einzelnen Grundsticken in Behaltern zu sammeln (Speicher, Zister-
ne) und zurtckzuhalten. Zum Zwecke der Trinkwasserschonung sollte je
Grundstlck ein Behaltervolumen (Zisterne) von ca. 4 - 5 m3 mit einem einge-
bauten Grobschmutzvorfilter errichtet werden.

Zur Gewahrleistung einer dauerhaften Funktionsfahigkeit der Ruckhaltung
sollte bei jeder Zisterne (Retentionszisterne mit Abflussdrossel) das Rtickhal-
tevolumen von mind. 2,0 m3 gedrosselt mit ca. 1,0 I/s in die Ortskanalisation
abgeleitet werden. Dartber hinausgehendes Behaltervolumen (Speichervo-
lumen) kann fur Gartenberieselungen verwendet werden.

Hinweis: Im Falle von Brauchwassernutzung, z.B. fir WC-Spulung ist eine
besondere Vereinbarung Uber die Anschlussbedingungen zum Betrieb von
Regenwassersammelanlagen mit dem ErschlielRungs- bzw. Entsorgungstra-
ger erforderlich. GemanR 8§ 3 der TrinkwVO vom Mai 2001 ist die Verwendung
von Brauchwasser fur die Verwendung in Waschmaschinen nicht vorgese-
hen. Die TrinkwVO trat am 01.01.2003 in Kraft.

Bei der Einrichtung und dem Betrieb von Regenwasseranlagen sind § 17 der
Trinkwasserverordnung sowie die DIN 1988 zu beachten.

8 17 TrinkwV:

Wasserversorgungsanlagen, aus denen Trinkwasser oder Wasser fur Le-
bensmittelbetriebe mit der Beschaffenheit von Trinkwasser abgegeben wird,
durfen nicht mit Wasserversorgungsanlagen verbunden werden, aus denen
Wasser abgegeben wird, das nicht die Beschaffenheit von Trinkwasser hat.
Die Leitungen unterschiedlicher Versorgungssysteme sind, soweit sie nicht
erdverlegt sind, farblich unterschiedlich zu kennzeichnen.

Die DIN 1988 beinhaltet technische Bestimmungen fur Bau und Betrieb von
Trinkwasser-Leitungsanlagen in Grundstiicken.

Das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald, FB 320 — Gesundheitsschutz,
weist darauf hin, dass die Betreiber dieser Anlagen nach 8 13 Trinkwasser-
verordnung verpflichtet sind, sie dem Gesundheitsamt schriftlich anzuzeigen.

Die Anlagen sind gemal3 den allgemein anerkannten Regeln der Technik (a.
a. R. d. T.) zu errichten und zu betreiben. Einschlagig dafur sind die Normen
DIN 1988, DIN 1989 und das DVGW-Arbeitsblatt W 555.

Stand: 28.02.2013 Seite 5



Gemeinde St. Peter = Bebauungsplan "Gerbe" Hinweise und Empfehlungen

Freiburg, den 31.05.2012 BU-ba = 151Hin07.doc
26.07.2012
22.10.2012
07.02.2013
28.02.2013

PLANUNGSBURO FISCHER r\—r\"'\-"'_(]_/'l

GunterstalstralRe 32 = 79100 Freiburg i.Br
Tel. 0761/70342-0 =info@planungsbuerofischer.de
Fax 0761/70342-24 = www.planungsbuerofischer.de

Stand: 28.02.2013 Seite 6



	HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN
	1 Fernmeldeanlagen
	2 Kabeltrassen - Stromversorgung
	3 Grundwasserschutz
	4 Abfallbeseitigung
	5 Bodenschutz
	6 Altlasten – Altablagerungen 
	7 Sicherung von Bodenfunden
	8 Pflichten des Eigentümers - § 126 BauGB
	9 Nachbarrecht
	10 Baugrund ( Geotechnik
	11 Nutzung erneuerbarer Energien
	12  Entwässerung
	13 Nutzung von Regenwasser aus Zisternen

